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Gesetzentwurf

Der Niederséchsische Ministerprasident Hannover, den 26.02.2014

Herrn
Prasidenten des Niedersachsischen Landtages

Hannover

Sehr geehrter Herr Prasident,

anliegend ubersende ich den von der Landesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Niedersachsischen Nachbarrechtsgesetzes
und der Niedersachsischen Bauordnung

nebst Begriindung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizufiihren. Gleichzeitig
beantrage ich, den Gesetzentwurf gemafR § 24 Abs. 2 Satz 1 der Geschéftsordnung des Nieder-
sachsischen Landtages sogleich an einen Ausschuss zu tGberweisen.

Federflihrend ist das Justizministerium.

Mit freundlichen GriRen

Stephan Weil
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Entwurf

Gesetz
zur Anderung des Niedersachsischen Nachbarrechtsgesetzes
und der Niedersachsischen Bauordnung

Artikel 1

Das Niedersachsische Nachbarrechtsgesetz vom 31. Méarz 1967 (Nds. GVBI. S. 91), zuletzt
geéandert durch § 87 Abs. 5 des Gesetzes vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), wird wie folgt ge-
andert:

1. Nach § 21 wird der folgende § 21 a eingefugt:

.82la
Nachtragliche Warmeddmmung einer Grenzwand

Q) 'Der Eigentimer und der Nutzungsberechtigte eines Grundstiicks haben einen Uber-
bau auf das Grundstiick bis zu 0,25 m durch eine nachtréaglich auf eine Grenzwand aufge-
brachte AuRenwandbekleidung zu dulden, die der Warmeddmmung eines Gebaudes dient,
soweit und solange

1. der Uberbau die Nutzung des Grundstiicks nicht oder nur geringfiigig beeintrachtigt und
eine zulassige beabsichtigte Nutzung des Grundstiicks nicht behindert,

2. der Uberbau dem 6ffentlichen Baurecht nicht widerspricht und

3. eine ebenso wirksame Wéarmeddmmung auf andere Weise mit vertretbarem Aufwand
nicht mdoglich ist.

%§ 912 Abs. 2 sowie die §§ 913 und 914 des Biirgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend.

(2) 'Der Bauherr hat dem Eigentimer und dem Nutzungsberechtigten des Nachbar-
grundstiicks eine BaumafRhahme nach Absatz 1 spatestens einen Monat vor Beginn der Ar-
beiten anzuzeigen. 2Aus der Anzeige missen Art und Umfang der BaumaRRnahme hervorge-
hen. *§ 8 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. “Wird tiber Einwen-
dungen eine Einigung nicht erzielt, so darf die Uberbauung nur aufgrund einer gerichtlichen
Entscheidung vorgenommen werden.

(3) Jeder Eigentiimer und jeder Nutzungsberechtigte des tberbauten Grundstlicks kann
verlangen, dass der begunstigte Nachbar die AuRenwandbekleidung in einem ordnungsge-
maflen Zustand erhalt.

(4) Der Bauherr hat dem Eigentimer und dem Nutzungsberechtigten des Grundstticks
verschuldensunabhangig den Schaden zu ersetzen, der durch einen Uberbau nach Absatz 1
oder die mit seiner Errichtung verbundenen Arbeiten entsteht.”

2. 8§22 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Satz 2 eingeflgt:

,’§ 21a Abs. 1 Satz 1 gilt mit der MaRgabe, dass der gesamte Uberbau 0,25 m nicht
Uberschreiten darf.”

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt geandert:

Das Wort ,solchen” wird durch die Worte ,iiber die Grenze hinausreichenden” ersetzt.
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3. 8§38 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) Nummer 1 erhélt folgende Fassung:

»1. aufgrund einer Erlaubnis oder Bewilligung nach dem Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) oder aufgrund eines alten Rechts oder einer alten Befugnis nach § 20
Abs. 1 WHG oder".

bb) In Nummer 2 werden die Worte ,dem Niederséachsischen Wassergesetz" durch die
Worte ,8§ 68 WHG" ersetzt.

b)  In Absatz 3 wird die Verweisung ,8 136 Abs. 1 und 2 des Niedersachsischen Wasserge-
setzes" durch die Verweisung ,§ 46 WHG oder § 86 des Niedersachsischen Wasserge-
setzes" ersetzt.

c) Absatz 4 erhélt folgende Fassung:
.(4) 8 89 WHG bleibt unbertihrt.”
4.  Die 88 39 his 41 werden gestrichen.
5. 8§42 erhalt folgende Fassung:

.8 42
Ankiindigung, Einwendungen

(1) Ist der Aufenthalt eines nach § 37 Abs. 2 Satz 1 WHG zur Duldung Verpflichteten
nicht bekannt oder ist er bei Aufenthalt im Ausland nicht alsbald erreichbar und ist auch ein
Vertreter nicht bestellt, so gentigt, wenn mehrere Personen zur Duldung verpflichtet sind, eine
Ankiindigung gegenuber den tbrigen zur Duldung Verpflichteten.

(2) 'Einwendungen gegen eine nach § 37 Abs. 2 Satz 1 WHG zu duldende Beseitigung
eines Hindernisses oder einer eingetretenen Verédnderung sollen unverziiglich erhoben wer-
den. Wird tber Einwendungen eine Einigung nicht erzielt, so darf in das Eigentum und die
Rechte des Nutzungsberechtigten nur aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung eingegriffen
werden.”

6. 8§43 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

,,lSchaden, der durch eine nach § 37 Abs. 2 Satz 1 WHG zu duldende Beseitigung eines Hin-
dernisses oder einer eingetretenen Veranderung dem Eigentiimer oder dem Nutzungsberech-
tigten des betroffenen Grundstiicks entsteht, ist auch ohne Verschulden zu ersetzen.”

7. In § 44 wird das Wort ,Anzeige“ durch das Wort ,,Ankiindigung" ersetzt.
8. 8§46 Abs. 2 erhélt folgende Fassung:

,(2) *Fir Anzeigepflicht und Schadensersatz gelten die §§ 14 und 37 Abs. 1 Satz 1 sowie
die 88 42 und 44 entsprechend. 2Mit den Arbeiten darf, wenn nichts anderes vereinbart wird,
erst nach Ablauf der Frist nach § 37 Abs. 1 Satz 1 begonnen werden.”

9. 8§47 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Nachbargrundstiick“ die Worte ,und im Fall
eines zu duldenden Uberbaus auf dem eigenen Grundstiick* eingefiigt.

b)  Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

»(4) 'Far Anzeigepflicht und Schadensersatz gelten die 88 14 und 37 Abs. 1 Satz 1
sowie die 88 42 und 44 entsprechend. Mit den Arbeiten darf, wenn nichts anderes ver-
einbart wird, erst nach Ablauf der Frist nach § 37 Abs. 1 Satz 1 begonnen werden."



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/1259

10. 8§49 Abs. 3 erhélt folgende Fassung:
+(3) 'Fur Anzeigepflicht und Schadensersatz gelten die 88 14 und 37 Abs. 1 Satz 1 sowie

die 88 42 und 44 entsprechend. 2Mit den Arbeiten darf, wenn nichts anderes vereinbart wird,
erst nach Ablauf der Frist nach § 37 Abs. 1 Satz 1 begonnen werden.”
Artikel 2
Anderung der Niederséachsischen Bauordnung

8§ 4 Abs. 4 der Niedersachsischen Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46) wird wie
folgt geandert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
2. Eswird der folgende Satz 2 angefigt:
,,zDies gilt nicht fur einen Uberbau, der nach § 21 a Abs. 1 des Niedersachsischen Nachbar-
rechtsgesetzes zu dulden ist.”
Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkiindung folgenden Monats in Kraft.

Begriindung

A. Allgemeiner Teil
l. Anlass, Ziel und Inhalt des Entwurfs

Der Entwurf enthalt Regelungen zur Warmedammung (8 21 a) und eine Neufassung der was-
serrechtlichen Vorschriften des Niederséachsischen Nachbarrechtsgesetzes (88 38 bis 44).

1. Warmedammung an Gebauden bewirkt, dass mdoglichst wenig Warme nach auf3en
dringt. Das nachtragliche Dammen von &lteren Gebauden leistet einen wichtigen Beitrag
zur Senkung des Energieverbrauchs und damit zum Klimaschutz. Befindet sich die zu
dammende Wand jedoch an oder auf der Grundstiickgrenze, so wiirde eine nachtragli-
che AuRendammung zwangslaufig in das Nachbargrundstiick hineinragen. Dem nach-
traglichen Dadmmen stehen daher derzeit die aus dem Eigentum und Besitz folgenden
Abwehrrechte der Nachbareigentimerin oder des Nachbareigentimers und anderer Nut-
zungsberechtigter entgegen. Dies gilt grundsatzlich unabhangig davon, ob die nachtrag-
lich aufgebrachte AuRendammung die Nachbarin oder den Nachbarn in der Nutzung ih-
res oder seines Grundstiicks beeintrachtigen wirde oder nicht. Zwar findet die Vorschrift
des § 912 des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) iiber die Duldungspflicht beim Uberbau
entsprechende Anwendung. Ihre Voraussetzungen liegen bei dem nachtraglichen Auf-
bringen einer AuRendammung aber nicht vor, da die oder der Uberbauende weil3, dass
sie oder er damit die Grenze ihres oder seines Grundsticks Uberschreitet. Die Nachbarin
oder der Nachbar ist auch nicht nach § 21 des Niederséachsischen Nachbarrechtsgeset-
zes (NNachbG) zu einer Duldung des Warmeschutziiberbaus verpflichtet. Bei Warme-
schutzmafinahmen handelt es sich nicht um kleinere, in den Luftraum des Nachbar-
grundstiicks Ubergreifende Bauteile, die nicht zum Betreten bestimmt sind. Auch unter
dem Gesichtspunkt des nachbarlichen Gemeinschaftsverhaltnisses ergeben sich im Re-
gelfall keine Duldungspflichten, da dieses nur in zwingenden Ausnahmefallen anwendbar
ist.
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Nach den Ausfuhrungen des Bundesverfassungsgerichts in dem Beschluss vom 19. Juli
2007 - 1 BvR 650/03 - ist es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn der Lan-
desgesetzgeber beim Uberbau unter Beachtung des VerhaltnismaRigkeitsprinzips weite-
re Duldungspflichten schafft. Das Bundesverfassungsgericht hat unter Darlegung der
Grundsatze zur konkurrierenden Gesetzgebung ausgefiihrt, dass die Auslegung des
§ 912 Abs. 1 BGB als nicht erschépfende bundesrechtliche Regelung ebenso vertretbar
ist wie die Auslegung des Artikels 124 des Einfiihrungsgesetzes zum Birgerlichen Ge-
setzbuche (EGBGB) dahin gehend, dass unter ,andere Beschrédnkungen“ im Sinne die-
ser Norm auch im Burgerlichen Gesetzbuch geregelte gleichartige, in den einzelnen Vor-
aussetzungen und Auspragungen aber davon verschiedene ,Beschréankungen“ des
Grundstuckseigentums bedeuten kdnnen. Verfassungsrechtlich kann demnach die Ge-
setzgebungskompetenz des Landes fur eine landesrechtliche Regelung des wéarme-
dammenden Uberbaus angenommen werden, wenn sich in tatbestandlicher Hinsicht und
in seinen Auspragungen dieser Uberbau von dem in § 912 BGB geregelten Uberbau un-
terscheidet. § 912 BGB erfasst nur den Uberbau aus Anlass der Errichtung eines Ge-
b&udes, nicht aber den nachtraglichen (bewussten) Uberbau aus Griinden der Geb&ude-
sanierung.

Bayern, Berlin, Bremen, Hessen und Nordrhein-Westfalen haben zur Regelung des
Uberbauenden Warmeschutzes eigene gesetzliche Vorschriften erlassen (Artikel 46 a
AGBGB Bayern, § 16 a NachbG BIn, § 24 a AGBGB Bremen, 8§ 10 a NachbG Hessen,
§ 23 a NachbG NRW). Im Interesse des fur die Allgemeinheit wichtigen Klimaschutzes
soll auch in Niedersachsen durch eine neue Vorschrift im Niedersachsischen Nachbar-
rechtsgesetz zur Duldung der in ein Grundstiick hineinragenden Warmedammung ver-
pflichtet werden. Dabei wird die Inanspruchnahme des Nachbargrundstiicks im Hinblick
auf den damit verbundenen Eingriff in das Eigentumsrecht nach Artikel 14 des Grundge-
setzes (im Folgenden: GG) an enge, das Verhaltnismafigkeitsprinzip wahrende Voraus-
setzungen geknipft. Die Nachbarin oder der Nachbar muss den Warmeschutziiberbau
danach nur dulden, wenn hierdurch die Nutzung ihres oder seines Grundstiicks nicht
oder nur geringfligig beeintrachtigt wird und eine vergleichbare Warmedammung nicht
auf andere Weise zu erreichen ist. AuRerdem muss die Warmedadmmung mit den offent-
lich-rechtlichen Vorschriften vereinbar sein. Besteht eine Duldungspflicht, kann die
Nachbarin oder der Nachbar im Gegenzug die Zahlung einer Uberbaurente beanspru-
chen.

2. Die Neuregelung des Wasserrechts auf Bundes- und Landesebene macht eine Uberar-
beitung und Anpassung des Siebenten Abschnitts des Niedersachsischen Nachbar-
rechtsgesetzes ,Wasserrechtliches Nachbarrecht (88 38 bis 44) erforderlich.

Mit dem Inkrafttreten des neuen Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 2009
(BGBI. I S. 2585) am 1. Méarz 2010 wurde das Wasserhaushaltsgesetz auf der Grundla-
ge der konkurrierenden Gesetzgebung neu gestaltet. Das Wasserhaushaltsgesetz hat
das geltende Rahmenrecht des Bundes durch Vollregelungen ersetzt. Bis dahin im Lan-
desrecht normierte Bereiche der Wasserwirtschaft wurden in Bundesrecht Uberfuhrt, so-
weit ein Bedirfnis nach bundeseinheitlicher Regelung bestand. Der Bund hat damit neu-
es Bundesrecht geschaffen, das entgegenstehendes Landesrecht nach Artikel 31 GG
verdrangt. Als Konsequenz musste auch das Niedersachsische Wassergesetz (NWG)
Uberarbeitet werden. Das neue Niederséchsische Wassergesetz ist ebenfalls am 1. Marz
2010 (Nds. GVBI. S. 64) in Kraft getreten.

Das Wasserhaushaltsgesetz betrifft zum einen den Wasserhaushalt, der nach Artikel 74
Abs. 1 Nr. 32 GG in die konkurrierende Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes fallt.
Die Lander haben nach Artikel 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 GG fur den Bereich des Wasser-
haushalts ein Recht zur (nachtraglichen) Abweichungsgesetzgebung bei den nicht stoff-
oder anlagenbezogenen Bundesregelungen. Zum anderen betrifft das Wasserhaushalts-
gesetz aber auch das zivilrechtliche Nachbarrecht, das nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG
ebenfalls in die konkurrierende Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes fallt. Fir diesen
Bereich haben die Lander keine Abweichungsbefugnis nach Artikel 72 Abs. 3 GG.
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Der Entwurf passt die Vorschrift des § 38 NNachbG an das neue Wasserrecht an. Die in
Bezug genommenen Vorschriften haben sich geandert und befinden sich an anderer
Stelle. Der Inhalt der Regelung wird nicht gedndert. Die 88 39 bis 41 NNachbG sind auf-
zuheben, nachdem der Bundesgesetzgeber mit dem § 37 WHG, der im Wesentlichen
denselben Sachverhalt wie die 88 39 ff. NNachbG regelt, von seiner konkurrierenden
Gesetzgebungszustéandigkeit nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG abschlieBend Gebrauch
gemacht hat. Im Ubrigen werden die §8 42 und 43 NNachbG neu gefasst. Bei den Ande-
rungen der 88 46, 47 und 49 NNachbG handelt es sich um Anderungen, die aufgrund der
Anderung des § 42 NNachbG erforderlich sind. Der Inhalt der Regelungen wird nicht ge-
andert.

Il.  Gesetzesfolgenabschatzung

Von einer Gesetzesfolgenabschatzung wurde abgesehen, da es zu dem vorliegenden Ge-
setzentwurf keine Regelungsalternativen gibt (beztglich § 21 a NNachbG-E bestiinde lediglich
die Alternative, die gegenwartige Rechtslage unverandert beizubehalten) und Folgen uber die
Erreichung des Regelungszwecks hinaus nicht zu erwarten sind; insbesondere ergeben sich
keine finanziellen Folgen fur das Land, die Gemeinden, die Landkreise und andere Trager 6f-
fentlicher Verwaltung.

Ill.  Ergebnis der Verbandsbeteiligung
Zum Gesetzentwurf erhielten folgende Verbande Gelegenheit zur Stellungnahme:
— die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbédnde Niedersachsens,

— Haus und Grund Niedersachsen, Landesverband Niedersachsischer Haus-, Wohnungs-
und Grundeigentiimer-Vereine e. V.,

— der Landesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen in Niedersach-
sen/Bremene. V.,

— der Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft in Niedersachsen und Bremen e. V.,
— der Landesfeuerwehrverband Niedersachsen e. V.,

— Landvolk Niedersachsen Landesbauernverband e. V.,

— Katholisches Biiro Niedersachsen,

— Landeskirchenamt der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers.

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbédnde hat vorgeschlagen, statt in § 4
Abs. 4 der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO) auf § 21 a Abs. 1 NNachbG-E zu verwei-
sen, den Uberbau in der Niedersachsischen Bauordnung zu regeln. Dieser Anregung wird
nicht gefolgt. Durch den Verweis wird eine Anwendung nicht erschwert. Eine Wiederholung
der Voraussetzungen fir einen zulassigen Uberbau in der Niedersichsischen Bauordnung
kann vermieden werden.

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbdnde hat weiter vorgeschlagen, § 5
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 NBauO so zu fassen, dass AuRBenwandverkleidungen zum Zweck des
Warmeschutzes oder der Energieeinsparung bei bestehenden Gebauden unabhangig vom
vorhandenen Abstand zur Grenze bei der Bemessung des Grenzabstandes aufRer Betracht
bleiben. Der Vorschlag wird nicht umgesetzt. Durch § 21 a NNachbG-E soll die nachtréagliche
Warmedammung einer Grenzwand ermdglicht werden. Bei der Anderung von § 4 Abs. 4
NBauO handelt es sich um eine Folgeanderung, die eine Erleichterung fir die Praxis zur Fol-
ge haben soll. Weitere Anderungen des 6ffentlichen Baurechts sind derzeit nicht beabsichtigt
und zur Erreichung des mit dem Gesetzentwurf verfolgten Zwecks auch nicht notwendig.

Im Ubrigen gab es weder Bedenken noch Anderungsvorschléage.
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IV. Auswirkungen auf die Umwelt, den landlichen Raum und die Landesentwicklung

Positive Auswirkungen auf die Umwelt sind zu erwarten. Mit der Duldungspflicht des § 21 a
NNachbG-E sollen energetische Sanierungen, die bislang ohne nachbarliche Zustimmung
nicht zulassig waren, erméglicht werden. Die Warmedammung dient insbesondere der Ver-
besserung der Klimabilanz und der Steigerung der Energieeffizienz. Dem Gebaudebereich
kommt bei der Reduktion des klimaschadlichen CO,-Aussto3es eine wesentliche Rolle zu.
Etwa 40 % des deutschen Energieverbrauchs und etwa 20 % der CO,-Emmissionen entste-
hen in Geb&uden. Das konkrete Ausmalfd der Verbesserung der Klimabilanz und Steigerung
der Energieeffizienz durch den § 21 a NNachbG-E lasst sich derzeit nicht zuverlassig ab-
schéatzen.

Auswirkungen auf den landlichen Raum und die Landesentwicklung sind nicht zu erwarten.

V. Auswirkungen auf Familien, auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Méan-
nern oder auf Menschen mit Behinderungen

Auswirkungen auf Familien, die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Mé&nnern
und auf Menschen mit Behinderungen ergeben sich nicht.

VI. Voraussichtliche Kosten und haushaltsmafRige Auswirkungen

Keine.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1:
Zu Nummer 1 (8 21 a):

Im neuen § 21 a wird eine Duldungspflicht der Grundstiickseigentiimerin oder des Grundstiicksei-
gentiimers oder der oder des Nutzungsberechtigten von Ubergreifenden Bauteilen an der Grenz-
wand des Nachbargrundsticks, die der nachtraglichen Warmedadmmung dienen, eingefuhrt. Die
Duldungspflicht ist, um dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu gentigen, an enge Voraussetzungen
gekniipft. Die Uberbauung darf die Grundstiicksgrenze um héchstens 0,25 m {iberschreiten. Durch
die Anlehnung an den Wortlaut des § 5 Abs. 4 Satz 2 NBauO und Ubernahme des Wortes ,Auf3en-
wandbekleidung* wird deutlich, dass die Warmedammung in der Regel nur ein Teil der AuRen-
wandbekleidung ist und die vollstandige AuRenwandbekleidung hdchstens 0,25 m in das Nachbar-
grundstiick hineinragen darf.

Zu Absatz 1:

Die Duldungspflicht setzt voraus, dass die Nachbarin oder der Nachbar in der Nutzung ihres oder
seines Grundstiicks nicht oder nur geringfugig beeintrachtigt ist (Nummer 1). Dies wird umso eher
der Fall sein, je geringer die Uberbauung in das nachbarliche Grundstiick tibergreift. Die Energie-
einsparverordnung verpflichtet die Eigentimerin oder den Eigentimer, die oder der an einem be-
stehenden Gebaude eine Warmedammung aufbringt, lediglich im Regelfall einen bestimmten Min-
destwarmeschutz einzuhalten. Mit welchen Dammstoffen dieser erreicht wird, ist nicht vorgeschrie-
ben. Je nach verwendetem Dammstoff kénnen daher die Dammstoffstarke und damit die Breite der
Warmedammung variieren. Bei Ublichen Dammstoffen und einem angemessenen Wéarmeschutz
wird die Warmeddmmung derzeit Breiten in einem Bereich von ca. 10 bis 30 cm aufweisen und im
Regelfall wegen der geringen Dicke zu keiner wesentlichen Beeintrachtigung des uUberbauten
Grundstuicks fuhren.

Eine nicht nur geringfigige Beeintrachtigung in der Nutzung des Grundstiicks kann sich im Einzel-
fall sowohl aus Einschrankungen bei der Benutzung eines darauf befindlichen Geb&audes oder Ge-
baudeteils als auch aus Einschrankungen in der Nutzung der unbebauten Flache ergeben.

Fuhrt eine nachtragliche Nutzungsanderung zu einer nicht nur geringfiigigen Beeintrachtigung der
Nutzung des Nachbargrundstiicks, endet die Duldungspflicht. Diese endet auch dann, wenn die
Nachbarin oder der Nachbar die ernsthafte Absicht hat, die Nutzung ihres oder seines Grundstiicks
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zu verandern, jedoch durch die tberbauende Warmedammung aus tatséchlichen oder rechtlichen
Grunden an einer Realisierung seiner Absicht gehindert ist. Méchte die Nachbarin oder der Nach-
bar z. B. zu einem spéteren Zeitpunkt auf ihrer oder seiner Grundsticksseite in einer Weise an eine
Grenzwand anbauen, die ohne die Uberbauende Warmeddmmung baurechtlich zulédssig ware, und
ist dabei die Uberbauende Warmedammung im Wege, muss sie oder er den Uberbau nicht mehr
dulden. Gleiches gilt, wenn die Uberbaute Flache z. B. nachtraglich bendétigt wird, um eine geplante
Durchfahrt zu einer neu eingerichteten Parkflache oder Garage zu schaffen.

Endet die Duldungspflicht, stehen der Nachbarin oder dem Nachbarn die allgemeinen Rechte, ins-
besondere der Anspruch auf Beseitigung des Uberbaus nach § 1004 BGB zu.

Des Weiteren setzt die Duldungspflicht voraus, dass der Uberbau mit 6ffentlich-rechtlichen Vor-
schriften, insbesondere Regelungen des Baurechts vereinbar ist, also zulassig ist (Nummer 2).

Aus Grunden der VerhaltnismaRigkeit hat die Dammung auf dem eigenen Grundstiick Vorrang, so-
weit mit ihr die angestrebten Dammwerte erzielt werden kénnen und der Aufwand nicht auBer Ver-
haltnis steht (Nummer 3). Im Allgemeinen wird allerdings davon auszugehen sein, dass eine Innen-
dammung aus bauphysikalischen Grinden (Warmebriickeneffekte, Taupunktproblematik etc.) keine
mit der AulRendammung vergleichbare Dammwirkung nach sich zieht oder nur bei unverhaltnisma-
Bigem Aufwand eine vergleichbare Dammwirkung hat. Es wird daher im Regelfall das Aufbringen
einer AuBendammung geboten sein. Auch rechtliche Beziehungen wie bestehende Mietverhéltnisse
an den betroffenen Raumlichkeiten kénnen sich auf den erforderlichen Aufwand auswirken.

Als Ausgleich fur den Eingriff in ihr oder sein Eigentum erhdlt die Nachbarin oder der Nachbar einen
Anspruch auf Zahlung einer Uberbaurente. Deren Hohe bestimmt sich nach den hierzu bestehen-
den Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuchs.

Zu Absatz 2:

Durch 8§ 21 a Abs. 2 wird klargestellt, dass die Baumaflinahme der Eigentimerin oder dem Eigen-
timer und der oder dem Nutzungsberechtigten des Nachbargrundstiicks vor Beginn angezeigt wer-
den muss, gegebenenfalls der unmittelbaren Besitzerin oder dem unmittelbaren Besitzer des
Grundstiucks, wenn die Eigentimerin oder der Eigentiimer oder die oder der Nutzungsberechtigte
nicht erreichbar ist. Dies ist der Bauherrin oder dem Bauherrn zuzumuten und dient dem Informati-
onsbedurfnis der Nachbarin oder des Nachbarn, deren oder dessen Eigentum in Anspruch genom-
men wird. Angesichts des Eingriffs in das Eigentumsrecht ist ein Prifungszeitraum von einem Mo-
nat angemessen. Damit die Nachbarin oder der Nachbar sich ein ausreichendes Bild von der ge-
planten Bauausfuhrung machen kann, hat die Anzeige auch Art und Umfang der Baumaflinahme zu
enthalten. Durch Satz 4 wird klargestellt, dass jemand, der Uberbauen will, nicht die Befugnis hat,
sein Recht eigenméachtig gegen den Willen der betroffenen Nachbarin oder des betroffenen Nach-
barn durchzusetzen. Er bedarf vielmehr, wenn sein Recht bestritten wird, eines vollstreckbaren Ti-
tels und muss sich in die Klagerrolle begeben.

Zu Absatz 3:

Die oder der von der lberbauenden Warmedammung begtinstigte Eigentiimerin oder Eigentiimer
ist gegenuber der Eigentimerin oder dem Eigentimer und den sonstigen Nutzungsberechtigten des
Nachbargrundstiicks verpflichtet, die Warmeddmmung in einem ordnungsgemafen Zustand zu er-
halten. Das Recht, den Nutzen aus einer MalRnahme ziehen zu kdnnen, korrespondiert mit der Ver-
pflichtung, dafiir Sorge zu tragen, dass der geschaffene Zustand keine weitere nachteilige Entwick-
lung erfahrt.

Zu Absatz 4:

Entsteht der Nachbarin oder dem Nachbarn durch den Uberbau oder die mit seiner Errichtung ver-
bundenen Arbeiten ein Schaden, ist dieser ohne Rucksicht auf Verschulden vom Veranlasser des
Uberbaus zu ersetzen. Denkbar ist, dass sich Teile der AuRenwandbekleidung I6sen oder in Brand
geraten und dadurch das nachbarliche Eigentum beschadigt wird. Verpflichteter ist der Bauherr.
Dies wird in der Regel die Eigentiimerin oder der Eigentiimer des durch den Uberbau begiinstigten
Grundstiicks sein; im Einzelfall kommen aber auch Nutzungsberechtigte wie die oder der Erbbau-
berechtigte oder die Mieterin oder der Mieter in Betracht.
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Zu Nummer 2 (8 22):

In Satz 1 wird geregelt, dass die Bestimmungen Uber die Grenzwand auch fir eine Uber die Grenze
hinausreichende Wand gelten, wenn die Vorschriften Giber die Nachbarwand nicht anwendbar sind.
Durch den neuen Satz 2 wird klargestellt, dass der gesamte Uberbau, also bereits vorhandener
Uberbau zuziiglich nachtraglicher Warmeschutziiberbau, 0,25 m nicht iberschreiten darf. Der bis-
herige Satz 2 wird Satz 3. Der eingefiigte Satz 2 macht eine sprachliche Anderung von Satz 3 not-
wendig. Inhaltlich wird Satz 3 nicht geé&ndert.

Zu Nummer 3 (8 38):

Nach der Neugestaltung des Wasserrechts auf Bundes- und Landesebene gibt es die in § 38 in Be-
zug genommenen Regelungen nicht mehr oder diese befinden sich an anderer Stelle. Die Verwei-
sungen sind nicht mehr richtig. Der Entwurf passt die Vorschrift des § 38 an das neue Wasserrecht
an. Der Inhalt der Regelung wird nicht geandert.

§ 38 Abs. 1 nennt die verbotenen Einwirkungen auf den Untergrund des Grundstiicks. Danach darf
die Eigentimerin oder der Eigentimer eines Grundstiicks oder die oder der Nutzungsberechtigte
nicht in einer Weise auf den Untergrund des Grundstiicks einwirken, dass der Grundwasserspiegel
steigt oder sinkt oder die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Grundwas-
sers verandert wird, wenn dadurch die Benutzung eines anderen Grundstiicks erheblich beeintrach-
tigt wird. Absatz 2 enthalt Ausnahmen zu Absatz 1. Absatz 3 enthélt eine Ausnahme zu Absatz 1,
die die Nachbarin oder der Nachbar ohne Entschadigung dulden muss. In Absatz 4 wird klargestellt,
dass die Haftungsvorschrift fir nachteilige Verédnderungen der Wasserbeschaffenheit unberihrt
bleibt.

Zu Buchstabe a (§ 38 Abs. 2):
Zu Doppelbuchstabe aa:

Es handelt sich um eine durch die Neuregelung des Wasserrechts erforderlich gewordene Ande-
rung. Absatz 2 des § 38 regelt die Ausnahmen zu Absatz 1. Es werden die erlaubten Einwirkungen
auf das Grundwasser aufgefihrt.

Eine Bewilligung, aufgrund derer eine Einwirkung auf das Grundwasser erlaubt ist, wurde bis zur
Neuregelung des Wasserrechts nach dem Niederséchsischen Wassergesetz (88 3 ff. NWG a. F.)
und wird nunmehr nach dem am 1. Marz 2010 in Kraft getretenen Wasserhaushaltsgesetz (88 8 ff.
WHG) erteilt. Aufgenommen wurden auch Erlaubnisse nach dem Wasserhaushaltsgesetz. Ein
Grund, hier zwischen Erlaubnissen und Bewilligungen zu differenzieren, besteht nicht.

Eine weitere Ausnahme zu Absatz 1 gilt fur Einwirkungen aufgrund eines alten Rechts oder einer
alten Befugnis, die in § 32 NWG in der Fassung vom 25. Juli 2007 aufrechterhalten worden war.
Die Vorschrift enthielt u. a. Ubergangsregelungen fiir bestimmte Gebiete und Zeitraume und ist
durch § 20 WHG ersetzt worden.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Es handelt sich um eine durch die Neuregelung des Wasserrechts erforderlich gewordene Ande-
rung. Das Planfeststellungsverfahren erfolgt nicht mehr nach dem Niedersachsischen Wasserge-
setz (8 127 NWG a. F.), sondern nach dem Wasserhaushaltsgesetz (88 67 ff. WHG). Die Planfest-
stellung ist in § 68 WHG geregelt.

Zu Buchstabe b (§ 38 Abs. 3):

Erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwassers waren geregelt in § 136 NWG a. F. (erlaubnisfreie
Benutzung). Erlaubnisfrei waren nach § 136 Abs. 1 NWG a. F. das Entnehmen, Zutagefordern, Zu-
tageleiten oder Ableiten von Grundwasser (1.) fir den Haushalt, fiir den landwirtschaftlichen Hofbe-
trieb, fir das Tranken von Vieh auRerhalb des Hofbetriebes oder in geringen Mengen zu einem vo-
ribergehenden Zweck und (2.) zum Zweck der gewdhnlichen Bodenentwéasserung landwirtschaft-
lich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch genutzter Grundstiicke. Erlaubnisfreie Benutzungen des
Grundwassers sind nunmehr geregelt in 8 46 WHG (erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwas-
sers) und 8§ 86 Abs. 1 und 2 NWG (erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwassers). Anders als §
136 Abs. 1 NWG a. F. bestimmt § 46 Abs. 1 WHG allerdings einschrénkend, dass die im Ubrigen in
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beiden Vorschriften fast wortgleich aufgefiihrten MaRnahmen nur dann keiner Erlaubnis oder Bewil-
ligung bedurfen, wenn keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu
besorgen sind.

Zu Buchstabe c (8 38 Abs. 4):

Die Haftung fir Anderungen der Beschaffenheit des Wassers war bislang in § 64 NWG a. F. gere-
gelt. Nunmehr ist die Haftung in § 89 WHG geregelt.

Zu Nummer 4 (88 39 bis 41):

Der Bundesgesetzgeber hat mit § 37 WHG, der im Wesentlichen denselben Sachverhalt wie die §§
39 his 41 regelt, von seiner konkurrierenden Gesetzgebungszusténdigkeit nach Artikel 74 Abs. 1
Nr. 1 GG abschlieBend Gebrauch gemacht. Aus der Gesetzesbegrindung selbst
(BT-Drs. 16/12275 S. 82) folgt, dass die Regelungen abschlieBend sein sollen. § 37 WHG hat zwar
auch wasserwirtschaftliche Bedeutung, betrifft aber das zivilrechtliche Nachbarrecht. Obschon die
privatrechtlichen Teile des § 37 WHG keine stoff- oder anlagenbezogenen Regelungen treffen, un-
terliegen sie als auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG (Birgerliches Recht) gestitztes Bundesrecht nicht
der Abweichungsbefugnis nach Artikel 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 GG, zumal auch der Vorbehalt priva-
ten Landeswasserrechts (Artikel 65 EGBGB) mit dem Gesetz vom 31. Juli 2009 gefallen ist (Czy-
chowski/Reinhardt, 10. Auflage, § 37 WHG Rn. 3).

Geregelt wird das Verhaltnis zwischen Ober- und Unterlieger mit Blick auf wild abflieRendes Was-
ser. § 37 WHG wurde in Anlehnung an landeswassergesetzliche und landesnachbarrechtliche Be-
stimmungen Uber das ,wild abflieRende Wasser" in das Wasserhaushaltsgesetz aufgenommen. Die
Vorschrift enthélt abschlieRende Verbotsregelungen zum Wasserabfluss auf Nachbargrundstiicken
und schlief3t damit Verbotsregelungen auf landesrechtlicher Ebene im Zivilrecht aus. Unmittelbar er-
fasst sind hiervon die Regelungen des § 39 Abs. 2 und 3.

Auch Absatz 1 ist aufzuheben. Das Wasserhaushaltsgesetz Iasst auch insoweit eine erganzende
Regelung nicht zu. 8 37 Abs. 1 und 2 WHG gilt fir alle oberirdischen Gewasser im Sinne von § 3
Nr. 1 WHG und auBerdem fiir das in 8 37 Abs. 4 WHG definierte wild abflieBende Wasser. Neben
diesem Anwendungsbereich hat die in § 39 Abs. 1 enthaltene Definition keinen eigenstandigen Be-
deutungsgehalt mehr.

Auch der § 40, in dem die Hinderung des Zuflusses von wild abflieRendem Wasser geregelt ist, wird
durch die abschlieRende Vorschrift des 8 37 Abs. 2 WHG verdrangt.

§ 41 ist ebenfalls aufzuheben. § 37 Abs. 2 WHG regelt auch den durch § 41 Abs. 1 geregelten
Sachverhalt, ndmlich unter welchen Voraussetzungen die Beseitigung des Hindernisses oder der
eingetretenen Veranderung zu dulden ist. Auch Absatz 2 ist aufzuheben. Der Bundesgesetzgeber
hat sich gegen eine besondere zeitliche Befristung entschieden. Eine Regelungskompetenz fiir den
Landesgesetzgeber besteht damit nicht mehr.

Zu Nummer 5 (8 42):

Die Absatze 1 und 4 sind im Hinblick auf die abschlieBende Regelung des Bundesrechts zu strei-
chen. Die bisherigen Absatze 2 und 3 kdnnen im Ergebnis bestehen bleiben. Es gibt keine Anhalts-
punkte, dass der Bundesgesetzgeber mit der Duldungspflicht in § 37 Abs. 2 WHG zugleich die Ein-
wendungsbefugnis der Eigentiimerinnen oder Eigentumer und der Nutzungsberechtigten von
Grundstiicken, auf denen das Hindernis liegt, negativ hat regeln wollen. Gleiches gilt fir den Fall
des unbekannten Aufenthalts der oder des Duldungspflichtigen.

Die Reihenfolge der verbleibenden Absétze wird umgestellt. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 1
und der bisherige Absatz 2 bleibt Absatz 2. Es wird zundchst das Ergédnzende zur Ankindigung ge-
regelt. Im Anschluss wird eine Regelung zu Einwendungen getroffen.
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Im Einzelnen:
Zur Uberschrift:

Die Uberschrift ist aufgrund des reduzierten Regelungsgehalts der Vorschrift zu dndern. Geregelt
werden in erster Linie die Ankiindigung der beabsichtigten Rechtsausiibung und die Erhebung von
Einwendungen sowie die sich daraus ergebenden Folgen.

Zu den Absétzen 1 und 4 (alt):

Die bisherigen Absétze 1 und 4 sind zu streichen. § 37 Abs. 2 WHG regelt abschlieend die Pflicht
der Eigentimerinnen und Eigentumer und der Nutzungsberechtigten von Grundstticken, die Besei-
tigung von Hindernissen zu dulden, wobei die Beseitigung vorher angekiindigt werden muss. Weite-
re Voraussetzungen des Verfahrens werden nicht geregelt. Die Regelungen in § 42 Abs. 1 und 4
(alt) schrénken die Ausiibung des Beseitigungsrechts nach Ankiindigung in zeitlicher Hinsicht ein.

Zu Absatz 1:

Nach Wegfall des bisherigen Absatzes 1 muss, um die verbliebenen Regelungen verstandlich zu
machen, dargestellt werden, um welche Rechtsausiibung es sich handelt. Nunmehr regelt § 37
Abs. 2 Satz 1 WHG im Wesentlichen den zuvor durch § 41 Abs. 1 geregelten Sachverhalt. § 37
WHG regelt die Pflicht der Eigentimerinnen und Eigentiimer oder der Nutzungsberechtigten, die
Beseitigung des Hindernisses oder der eingetretenen Veranderung durch die Eigentiimerinnen und
Eigentumer oder der Nutzungsberechtigten der benachteiligten Grundstiicke zu dulden. Nach Satz
2 gilt die Duldungspflicht nur, soweit die Beseitigung vorher angekiindigt wurde. § 42 Abs. 1 erganzt
die Ankilindigungsregelung des § 37 Abs. 2 Satz 2 WHG dabhin, dass die Ankiindigung gegentiber
den Ubrigen zur Duldung Verpflichteten geniigt, wenn ein zur Duldung Verpflichteter nicht bekannt
oder bei Aufenthalt im Ausland nicht alsbald erreichbar und auch eine Vertreterin oder ein Vertreter
nicht bestellt ist.

Zu Absatz 2:

Absatz 2 enthalt - wie bisher - eine Regelung zu Einwendungen. Die Bezugsnorm ist aber nicht
mehr § 41 Abs. 1 NNachbG a. F. sondern § 37 Abs. 2 Satz 1 WHG, in dem die Duldungspflicht ge-
regelt ist.

Satz 2 wird sprachlich an 8 37 WHG, der von Eigentiimerinnen und Eigentiimern und Nutzungsbe-
rechtigten handelt, angepasst. Durch die weitere sprachliche Anderung im Hauptsatz wird eine
Haufung von Negationen vermieden.

Zu Nummer 6 (§ 43 Satz 1):

§ 43 kann im Grundsatz bestehen bleiben. Der Bundesgesetzgeber hat keine verschuldensunab-
hangige Schadensersatzpflicht geregelt. Er hat insoweit von seiner konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz keinen Gebrauch gemacht.

In der Begrindung des Gesetzentwurfs zum Wasserhaushaltsgesetz wird ausgefiihrt, dass die
Schadensersatzregelungen des § 41 Abs. 4 sowie der 88 89 und 91 Sétze 2 und 3 WHG abschlie-
Bend sein sollen (BT-Drs. 16/12275 S. 82). Der Anwendungsbereich der Regelungen bezieht sich
allerdings nur auf bestimmte Tatbestéande. § 41 Abs. 4 WHG regelt abschlieRend nur Schadenser-
satzanspriche bei Verletzung der besonderen Pflichten bei der Gewasserunterhaltung. Sie berih-
ren die Fallgruppen des § 37 Abs. 1 und 2 WHG nicht. Der abschlieBende Charakter des § 37 Abs.
2 WHG mit der darin geregelten Duldungspflicht steht dem § 43 nicht entgegen. Der Bundesge-
setzgeber weist selbst darauf hin, dass bei Verschulden der Eigentimerin oder des Eigentiimers
oder der oder des Nutzungsberechtigten (in Bezug auf die Veranderungen) auf die allgemeinen zi-
vilrechtlichen Anspruchsgrundlagen zuriickgegriffen werden kann (BT-Drs. 16/12275 S. 62). Daraus
folgt, dass der Bundesgesetzgeber auch keine abschlieRende Regelung fir die Falle treffen wollte,
in denen bei der Beseitigung der Verdnderung Schaden verursacht werden.

Allerdings ist die in 8§ 43 Satz 1 in Bezug genommene Vorschrift des § 41 Abs. 1 durch die Aufhe-
bung weggefallen. Sie ist zu ersetzen durch § 37 Abs. 2 Satz 1 WHG. Diese Vorschrift regelt im
Wesentlichen den zuvor durch den § 41 Abs. 1 geregelten Sachverhalt. Im Ubrigen wird sprachlich
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klargestellt, dass es um den Schaden geht, der durch eine nach § 37 Abs. 2 Satz 1 WHG zu dul-
dende Beseitigung eines Hindernisses oder einer eingetretenen Veréanderung entsteht.

Zu Nummer 7 (8 44):
In 37 Abs. 2 Satz 1 WHG wird der Begriff ,,Ankiindigung* verwendet. Dieser wird ibernommen.
Zu Nummer 8 (§ 46 Abs. 2):

Nach der Anderung des § 42 und dem Wegfall des bisherigen § 42 Abs. 1 Satz 1, der die Anzeige-
pflicht regelte, wird, um die Anzeigepflicht aufrechtzuerhalten, zusétzlich die entsprechende Geltung
des 8 37 Abs. 1 Satz 1 angeordnet. § 37 Abs. 1 Satz 1 regelt wie der ursprungliche § 42 Abs. 1
Satz 1 die Pflicht, die beabsichtigte MalRnahme einen Monat vorher anzuzeigen. Der neue Satz 2
wiederholt den weggefallenen § 42 Abs. 1 Satz 2 alt.

Zu Nummer 9 (8 47):
Zu Buchstabe a (§ 47 Abs. 1 Satz 1):

Nach dem bisherigen Wortlaut des Satzes 1 gilt die Duldungspflicht nicht fiir den Fall des Anbrin-
gens einer AuRenwandbekleidung im Sinne des 8 21 a Abs. 1, in dem die Baumafnahme auf dem
Grundstuck stattfindet, das auch betreten und benutzt werden muss. Der Satz 1 wird erganzt, damit
die Duldungspflicht auch diesen Fall erfasst.

Zu Buchstabe b (§ 47 Abs. 4):

Nach der Anderung des § 42 und dem Wegfall des bisherigen § 42 Abs. 1 Satz 1, der die Anzeige-
pflicht regelte, wird, um die Anzeigepflicht aufrechtzuerhalten, zusétzlich die entsprechende Geltung
des 8 37 Abs. 1 Satz 1 angeordnet. § 37 Abs. 1 Satz 1 regelt wie der ursprungliche § 42 Abs. 1
Satz 1 die Pflicht, die beabsichtigte MalRnahme einen Monat vorher anzuzeigen. Der neue Satz 2
wiederholt den weggefallenen § 42 Abs. 1 Satz 2 alt.

Zu Nummer 10 (8 49 Abs. 3):

Nach der Anderung des § 42 und dem Wegfall des bisherigen § 42 Abs. 1 Satz 1, der die Anzeige-
pflicht regelte, wird, um die Anzeigepflicht aufrechtzuerhalten, zusétzlich die entsprechende Geltung
des 8 37 Abs. 1 Satz 1 angeordnet. § 37 Abs. 1 Satz 1 regelt wie der urspringliche § 42 Abs. 1
Satz 1 die Pflicht, die beabsichtigte Malinahme einen Monat vorher anzuzeigen. Der neue Satz 2
wiederholt den weggefallenen § 42 Abs. 1 Satz 2 alt.

Zu Artikel 2:

§ 4 Abs. 4 NBauO, nach dem eine bauliche Anlage nicht auf mehreren Baugrundstiicken gelegen
sein darf, ist um einen Satz 2 zu ergénzen, damit die Regelung auf Félle einer die Voraussetzungen
des 8 21 a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 NNachbG erfullenden Warmedammung nicht anzuwenden ist. Fir den
Warmeschutziberbau nach dieser Vorschrift ist eine Vereinigungsbaulast nicht erforderlich.

Zu Artikel 3:

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Die Anderungen des Niedersachsischen
Nachbarrechtsgesetzes und der Niederséchsischen Bauordnung bedirfen keiner Vorbereitung. Das
Gesetz soll daher am ersten Tag des auf die Verkiindung folgenden Monats in Kraft treten.

12 (Ausgegeben am 03.03.2014)



	Drucksache 17/1259
	Gesetzentwurf
	Der Niedersächsische Ministerpräsident
	Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Nachbarrechtsgesetzes und der Niedersächsischen Bauordnung
	Entwurf
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Nachbarrechtsgesetzes und der Niedersächsischen Bauordnung
	Begründung
	A. Allgemeiner Teil
	B. Besonderer Teil


